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( ) Amt der Wiener Landesregierung 

MD-341-1 bis 3/87 

Entwurf eines Bundesgesetzes. 
mit dem die Straßenverkehrs­
ordnung 1960 geändert wird 
(14. StVO-Novelle); 
Stellungnahme 

An das 

Präsidium des Nationalrates 

Wien, 5. März 1987 
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Das Amt der Wiener Landesregierung beehrt sieh. in der Bei­

lage 25 Ausfertigungen seiner Stellungnahme zu dem im Be­

treff genannten Gesetzentwurf zu übermitteln. 

Beilage 
(25fach) 

Für den Land amtsdirektor: 

Magistrats izedirektor 
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Amt der Wiener Landesregierung 

MD-341-1 bis 3/87 

Entwurf eines Bundesgesetzes. 
mit dem die Straßenverkehrs­
ordnung 1960 geändert wird 
(14. StVO-Novelle); 
Stellungnahme 

zu Zl. 72.50011-IV/5-B7 

An das 

Bundesministerium für öffent-

liche Wirtschaft und Verkehr 

Wien. 5. März 1987 

Auf das do. Schreiben vom 29. Jänner 1987 beehrt sich das 

Amt der Wiener Landesregierung. zu dem im Betreff genannten 

Gesetzentwurf folgende Stellungnahme bekanntzugeben: 

Zu Art. I Z 4 (§ 43 Abs. 1 a ) : 

Die Ermächtigung. nach Maßgabe der Arbeitsdurchführung den 

örtlichen und zeitlichen Umfang der von der Behörde verordne­

ten Verkehrsmaßnahmen durch Anbringung oder Sichtbarmachung 

der betreffenden Straßenverkehrs zeichen zu bestimmen. sollte 

nicht nur Organe des Straßenerhalters. sondern auch die 

durch einen Bescheid gemäß § 90 StVO 1960 Berechtigten (Bau­

führer) betreffen. 

Zu Art. I Punkt 6 (§ 52 Z 13a): 

Zunächst ist zu beachten. daß es zwei in ihrer Konfiguration 

verschiedene Arten von "Kurzparkzonen" gibt. nämlich "echte". 

ein Gebiet umfassende und "lineare" Zonen. die sich nur auf 

einen Straßenzug oder eine Straßenstelle erstrecken. 
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Für die erste Art mangelt es an einer klaren Regelung der 

Kundmachung. da auch auf Grund der neuen Definition für 

die Bedeutung des Verkehrszeichens gemäß § 52 Z 13d StVO 

1960 der Fahrzeuglenker nicht eindeutig erkennen kann. ob 

bzw. wo innerhalb einer "rundumbeschilderten" Kurzparkzone 

die Parkzeitregelung auch auf der linken Straßenseite be­

steht. Damit erscheint die Zonenbeschilderung. die ein wert­

voller Beitrag zur Verminderung der Verkehrszeichen in den 

Städten wäre. weiterhin problematisch. 

Zu Art. I Z 7 (§ 89a Abs. 2 lit. a): 

Die bisherige Formulierung des § 89a Abs. 2 zweiter Satz 

wird im wesentlichen beibehalten. Ursprünglich war diese 

Bestimmung wohl so gedacht. daß bei einem ohne Kennzeichenta­

feln abgestellten Kraftfahrzeug oder Anhänger zunächst die 

gesetzliche Vermutung gelten solle. daß sich der Inhaber 

des Gegenstandes entledigen wollte. Die in diesem Zusammen­

hang nicht VÖllig klare Gesetzesbestimmung wird aber vom 

Verwaltungsgerichtshof dahingehend ausgelegt. daß das Fehlen 

von Kennzeichentafeln nur ein Indiz für die Entledigungsab­

sicht bildet. das allein noch nicht zur Entfernung berech­

tige. Oft ist es aber bei Kraftfahrzeugen und Anhängern. 

deren sich der Inhaber entledigen wollte und die deshalb 

ohne Kennzeichentafeln auf einer Straße mit öffentlichem 

Verkehr abgestellt wurden. sehr schwer andere Indizien zu 

finden. zumal die Fahrzeuge zumeist versperrt sind und nur 

von außen untersucht werden können. Es erschiene daher an­

läßlich der Neuformulierung des § 89a Abs. 2 zweckmäßig. 

eine sprachlich eindeutige Fassung zu wählen. In Betracht 

käme etwa folgender Wortlaut des neuen § 89a Abs. 2 lit. a: 

Na) bei einem Gegenstand. bei dem zu vermuten ist. daß sich 

der Inhaber dessen entledigen wollte. sowie bei einem ohne 

Kennzeichentafeln abgestellten Kraftfahrzeug oder Anhänger.' 
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Im § 89a Abs. 2 lit. b wird der Begriff "Sicherheitszone" 

im Zusammenhang mit einem Halte- und Parkverbotsbereich. 

der "aus Sicherheitsgründen erlassen worden" ist. verwendet. 

Mangels Definition dieses Begriffes erscheint eine Kundma­

chung mit Zusatztafeln am Vorschriftszeichen gemäß § 52 

Z 13b ("Sicherheitszone") für den Fahrzeuglenker nicht ein­

deutig. Es erscheint auch fraglich. ob bei einer aus diesen 

Gründen erlassenen Halteverbotszone der Hinweis aus Sicher­

heitserwägungen überhaupt tunlich ist. Darüber hinaus stellt 

diese Form der Kundmachung eine Differenzierung in der Wer­

tigkeit von Halteverbotszonen dar. die die Bereitschaft 

der Fahrzeuglenker zur Einhaltung von Verkehrsbeschränkungen 

im allgemeinen herabzusetzen geeignet sein könnte. 

Abschließend gestattet sich das Amt der Wiener Landesregie­

rung. auf das Schreiben des Landeshauptmannes von Wien an den 

Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr vom 11. 

September 1986 hinzuweisen. in dem um die Schaffung einer 

einfacheren Kundmachung von Zonen-Geschwindigkeitsbeschrän­

kungen bei der nächsten Novellierung der Straßenverkehrsord­

nung 1960 ersucht wurde. Hiezu wird folgender Formulierungs­

vorschlag unterbreitet. der sich auf das von der Europäischen 

Verkehrsministerkonferenz (CEMT) empfohlene Verkehrszeichen 

"Geschwindigkeitsbeschränkung" entsprechend dem in der bei­

geschlossenen Zonengeschwindigkeits-Verordnung der Bundesre­

publik Deutschland abgebildeten Muster bezieht. 

1. § 52a Z 10c hat zu lauten: 

"Dieses Zeichen zeigt an. daß das Überschreiten der Fahr­

geschwindigkeit. die als Stundenkilometeranzahl im Zeichen 

angegeben ist. ab dem Standort des Zeichens. welches an 

jeder Einfahrtsmöglichkeit zur Zone anzubringen ist. ver­

boten ist." 
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2. § 52a Z lOd hat zu lauten: 

"Dieses Zeichen zeigt das Ende der Geschwindigkeitsbe­

schränkung. Es ist an der Zonenbegrenzung (Ausfahrtsmög-

lichkeit) anzubringen." 

Unter einem werden 25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme dem 

Präsidium des Nationalrates übermittelt. 

Beilage 

Für den Lande 

Dr. P 
Magistratsv'zedirektor 
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t c. * erordnung über die versuchsweise Einluhrung 
einer Zonen-Geschwindigkeits-Beschränkung 

(Zonengeschwindigkeits-Verordnung) 
Vom 19. Februar 1985 

(8GBI. I S. 385) 

(BGB!. 111 923t-t-C) 

Auf Grund des § 6 Abs. 1 Nr. 16 des Straßenverkehrsgesetzes in der 
im Bunde~gesetzblatrTeil 111, Gliederungsnummer 9231~ 1, veröffent­
lichten bereinigten Fassung, der zuletzt durch das Gesetz vom 6. April 
1980 (BGBI. I S. 413) geändert worden ist, wird mit Zustimmung des 
Bundesrates verordnet: 

§ I (1) Die Straßenverkehrsbehörden können unter den Vorausset­
zungen des § 45 der Straßenverkehrs-Ordnung innerhalb geschlosse­
ner Ortschaften fur abgrenzbare Bereiche, die Straßen gleichartiger 
Merkmale aufweisen, eine fur die gesamte öffentliche Verkehrsfläche 
dieses Bereichs wirkende Geschwindigkeits-Beschränkung anordnen 
(Zonen-Geschwindigkeits-Beschränkung). Die Belange des öffentli­
chen Personennahverkehrs sind angemessen zu berücksichtigen. 

(2) Mit den Zeichen 

-
Beginn der Zone 

mit zulässiger 
Höchstgeschwindigkeit 

® 
ZONE 

Ende der Zone 
mit zulässiger 

Höchstgeschwindigkeit 

werden Beginn und Ende der Zone mit einer zulässigen Höchstge­
schwindigkeit bestimmt. 

(3) Es ist verboten, innerhalb dieser Zone mit einer höheren Ge­
schwindigkeit zu fahreft;~ls angegeben. 

§ 2 Im übrigen bleiben die Vorschriften der Straßenverkehrs-Ord­
nung unberührt. 

.,. EL 25 Ok",brr 1985 1 
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